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mer nicht optimal koordiniert. Dann führen individuelle Ent-
scheidungen zu einem Ergebnis, das aus gesamtwirtschaft-
licher Sicht nicht gewünscht wird. In diesem Fall liegt keine 
Anreizkompatibilität vor. So könnte vermutet werden, dass 
private Unternehmer zu wenig investieren und dadurch zu hö-
herer Arbeitslosigkeit beitragen. Die Forderung nach Investi-
tionshilfen impliziert eine Diagnose des Marktversagens auf 
den Kreditmärkten.

In einem marktwirtschaftlichen System beruhen Kreditverträ-
ge auf freien Entscheidungen der Kreditgeber und -nehmer. 
Beide Parteien werden nur dann einen Vertrag abschließen, 
wenn sie dadurch ihre wirtschaftliche Situation verbessern. 
Ob sich der angestrebte Erfolg aber tatsächlich einstellt, kann 
erst nach Beendigung der Kreditlaufzeit beurteilt werden. 
Beide Geschäftspartner gehen bei einem Kreditgeschäft 
ein Risiko ein, da weder die Handlungen der Marktpartner 
noch die Rahmenbedingungen sicher vorhergesagt werden 
können. Die Unsicherheit des Investors ist besonders groß, 
wenn das wirtschaftliche und politische Umfeld unsicher ist. 
Die unsichere Rentabilität einzelbetrieblicher Investitionen 
trägt zum Risiko des Kreditgebers bei. Kreditgeber verlassen 
sich in der Regel nicht nur auf die vorgelegten Wirtschaft-
lichkeitsberechnungen eines potenziellen Kreditnehmers, 
sondern ziehen auch weitere Informationen zur Beurteilung 
der Kreditwürdigkeit heran. Hierzu gehören die Eigenkapital-
ausstattung des Kreditnehmers und mögliche Kreditabsiche-
rungen durch Hypotheken oder Bürgschaften. Die Unsicher-
heit ist für den Kreditgeber geringer, wenn er Informationen 
über die Kreditwürdigkeit der Kreditnehmer von Auskunftei-
en, wie z.B. der Schutzgemeinschaft für allgemeine Kredit-
sicherung (Schufa), erhalten kann. Es ist naheliegend, dass 
solche Auskünfte leichter über große Unternehmen als über 
KMU zu erhalten sind. Weiterhin werden Großunternehmen 
häufi g einen höheren Eigenkapitalanteil aufweisen und auch 
in der Produktion und beim Absatz stärker diversifi ziert sein. 
Risiken, die in einem Produktions- und Absatzbereich entste-
hen, können daher durch andere Bereiche ausgeglichen wer-

Die Vorschläge von Martin Schulz und Jean-Claude Juncker, 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU) in einigen südeuropä-
ischen Ländern durch spezielle Kreditprogramme zu fördern, 
soll anhand einer Ex-ante-Bewertung geprüft werden. Die-
ses Vorgehen entspricht auch den Richtlinien der EU für die 
Konzeption von neuen Politiken, Projekten und Programmen.1 
Wird eine neue Ausrichtung der Politik vorgenommen, so soll-
te diese durch Ergebnisse ökonomischer Analysen und – falls 
vorhanden – empirischer Untersuchungen gestützt sein.

Gründe für Marktversagen auf Kreditmärkten

Politische Eingriffe auf Märkten können generell durch Markt-
versagen begründet werden. Marktversagen liegt vor, wenn 
der Markt die individuellen Entscheidungen der Marktteilneh-

* Eine kürzere Version des Artikels ist als IAMO Policy Brief, Nr. 17, 
2014, erschienen.

1 Europäische Kommission: Der neue Programmplanungszeitraum 
2007-2013: Indikative Leitlinien zu Bewertungsverfahren: Ex-Ante Be-
wertungen, 2006, http://bit.ly/1rNUrFE (21.5.2014); Europäische Kom-
mission: Politik zur Entwicklung des ländlichen Raums 2007-2013: 
Gemeinsamer Begleitungs- und Bewertungsrahmen, 2006, http://bit.
ly/1uBD7ki (21.5.2014).
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dennoch diese Maßnahme, so treten Probleme auf, die das 
ursächliche Problem verstärken können.

Eine staatliche Förderung von Investitionen muss bei be-
grenzten Mitteln notwendigerweise selektiv sein, wenn sie 
spezifi sche Ziele wie die Schaffung von zusätzlichen dauer-
haften und eventuell auch möglichst gut bezahlten Arbeits-
plätzen erreichen will. In diesem Sinne kann nicht jede Inves-
tition, für die eine Förderung beantragt wird, auch gefördert 
werden, da Kapitalsubventionen auch zu einer Freisetzung 
von Arbeitskräften führen können (Substitutionseffekt). Die 
Selektion kann in einem marktwirtschaftlichen System durch 
private Banken vorgenommen werden. Wenn der Staat die 
Selektion übernimmt, ist zu hinterfragen, ob die öffentliche 
Verwaltung oder vom Staat beauftragte Organisationen das 
Selektionsproblem besser lösen können als private Banken. 
Dies kann bezweifelt werden.

Erfahrungen mit der einzelbetrieblichen Investitionsförderung 
zeigen, dass sie zwar nur bewilligt wird, wenn aus dem Antrag 
deutlich wird, dass die Förderkriterien auch erfüllt werden. Der 
Antragsteller weiß bei der Erstellung des Antrags demnach, 
auf welche Kriterien es ankommt und er wird versuchen, den 
Antrag in dieser Richtung anzupassen und gegebenenfalls 
auch zu manipulieren. Ein Antrag wird umso leichter gestellt 
werden, wenn im Antrag Kriterien angesprochen werden müs-
sen, deren Erreichen nicht allein oder vornehmlich in der Hand 
des Antragstellers liegen oder wenn der Antragsteller sich bei 
Nichterfüllung der Kriterien leicht auf Gründe, die er nicht zu 
verantworten hat, berufen kann. Jedem Investor ist natürlich 
klar, dass er angestrebte Ziele, die in klar formulierten Krite-
rien angegeben sind, nicht mit Sicherheit erreichen wird. Hat 
er selbst die Folgen seiner Entscheidung zu tragen, so wird 
er möglichst umfangreiche Informationen einholen, um Ri-
siko und Erfolg abschätzen zu können. Werden die Kosten 
der Investition durch staatliche Förderung reduziert, so fällt 
die Entscheidung auch zugunsten von Investitionsprojekten, 
die bei der vollen Kostenübernahme durch den Investor nicht 
getätigt werden würden.Es ist naheliegend, dass Investitions-
förderung auch für Projekte beantragt wird, die ohne Beihilfe 
getätigt werden würden. Es wird also stets einen Mitnahme-
effekt geben. Dieser Effekt wird umso größer sein, je weniger 
bei der Bewilligung erkannt werden kann, ob die Investition 
auch ohne Förderung vorgenommen werden würde. Es dürf-
te den Antragstellern leicht fallen, die Fördernotwendigkeit zu 
begründen. Da eine staatliche Förderung häufi g durch privat-
wirtschaftliche Kredite – vornehmlich von Banken – ergänzt 
wird, dürfte es Antragstellern auf Investitionsförderung leichter 
fallen, von privaten Kreditoren Kredite zu erhalten, wenn sie 
auch ohne staatliche Förderung die Investition durchführen 
würden. Es ist daher zu erwarten, dass staatliche Investitions-
förderung Anreize setzt, Investitionen zu fördern, die auch oh-
ne Förderung vorgenommen würden. Mitnahmeeffekte sen-
ken die Effi zienz der Programme.

den und damit das Risiko einer kreditfi nanzierten Investition 
verringern. Es gibt also für die Banken gute Gründe, bei der 
Kreditvergabe das Risiko zu berücksichtigen und deswegen 
bevorzugt Großunternehmen zu kreditieren und die Kredit-
vergabe trotz vorhandener Liquidität zu beschränken. Damit 
ist das Investitionsvolumen insgesamt und insbesondere von 
KMU geringer, als es möglicherweise aus einzel- und auch 
gesamtwirtschaftlicher Sicht wünschenswert wäre. Markt-
versagen auf Kreditmärkten liegt wegen der Unsicherheit der 
Marktpartner vor, doch zielen Investitionsbeihilfen nicht auf 
eine effi ziente Lösung des Problems.

Investitionsförderung wegen Arbeitsmarktversagens

Private Investoren orientieren sich bei ihren Investitionsent-
scheidungen an den Marktpreisen für Produkte und Faktoren. 
Hohe Arbeitslosigkeit deutet an, dass der gesamtwirtschaftli-
che Schattenpreis der Arbeit niedriger ist als der Marktpreis. 
Der Schattenpreis gibt an, was eine zusätzliche Arbeitseinheit, 
die durch Investitionsförderung beschäftigt wird, an Einkom-
men ohne Investitionsförderung erwirtschaften würde. Waren 
die zusätzlich Beschäftigten zuvor arbeitslos und erwirtschaf-
teten kein Einkommen auf offi ziellen oder Schwarzmärkten, 
so wäre der gesamtwirtschaftliche Schattenpreis annähernd 
Null. Es würde dann auf dem Arbeitsmarkt eine Divergenz 
vorliegen: Der gesamtwirtschaftliche Schattenpreis der Ar-
beit würde unter dem Marktpreis der Arbeit liegen. Privatwirt-
schaftliche Entscheidungen würden nicht zu einem gesamt-
wirtschaftlichen Optimum führen. Aus gesamtwirtschaftlicher 
Sicht wäre die Investition profi tabler als aus privater Sicht. Es 
könnte argumentiert werden, dass die einzelbetriebliche För-
derung von Investitionen zu einer Verbesserung der gesamt-
wirtschaftlichen Situation führt. Führt die Investitionsförde-
rung nur zu Mitnahmeeffekten, gäbe es keine positiven Effekte 
auf dem Arbeitsmarkt. Die Maßnahme wäre dann ineffektiv; 
es läge ein absolutes Politikversagen vor. Werden aber Inves-
titionen ausgedehnt und treten die gewünschten Effekte ein, 
so ist zu prüfen, ob die Investitionsförderung die effi zienteste 
Maßnahme ist, dann würde kein relatives Politikversagen vor-
liegen.

Ökonomisches Problem direkter Investitionsförderung

Wirtschaftspolitische Maßnahmen sind nur effi zient, wenn sie 
möglichst nahe an der Ursache des Problems ansetzen. Das 
geringe Investitionsvolumen wird offenbar durch die Unsi-
cherheit der Kreditnehmer und -geber bei der Beurteilung der 
Rentabilität von geplanten Investitionen und durch Marktprei-
se für Arbeit, die über den gesamtwirtschaftlichen Schatten-
preisen liegen, verursacht. Diese Unsicherheit auf dem Markt 
für Kredite wird aber nur geringfügig durch Investitionsför-
derung gemindert; es wird lediglich an einem Symptom des 
Problems, aber nicht an der Ursache angesetzt. Wählt man 
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verpfl ichtet, eine regelmäßige Evaluierung hinsichtlich der 
Wirkungen und der Effi zienz des öffentlichen Mitteleinsatzes 
durchzuführen. Auch die Haushaltsordnungen in Deutschland 
schreiben eine regelmäßige Erfolgskontrolle des öffentlichen 
Finanzmittel einsatzes vor. Die Untersuchungen überprüfen 
allerdings häufi g nur, ob durch die Maßnahme (einzelbetrieb-
liche Förderung) ein positiver Effekt, z.B. die Erhöhung der 
Beschäftigung, erzielt wurde.2 Ein solches Vorgehen kann le-
diglich zeigen, ob ein absolutes Politikversagen, bei dem der 
erwartete Erfolg nicht eingetreten ist, vermieden wurde. Es ist 
jedoch nicht geeignet, die Effi zienz der Förderung zu belegen 
und damit nachzuweisen, dass kein relatives Politikversagen 
vorliegt. In den Analysen wird oft vernachlässigt, wie hoch 
der Mittel einsatz war, um den festgestellten „Fördererfolg“ zu 
erhalten. Weiterhin wird nicht ermittelt, ob die Zunahme der 
Beschäftigung bei den geförderten Unternehmen zu einer 
Verringerung der Beschäftigung in nicht geförderten Unter-
nehmen geführt hat oder haben könnte. Eine Ausnahme ist 
die Studie von Petrick und Zier3, die zunächst prüft, ob die 
Investitionsförderung zu positiven Beschäftigungseffekten 
führte, und in einem zweiten Schritt die fi nanzielle Förderung 
in Beziehung zur Zunahme der Beschäftigung setzt. Das Er-
gebnis zeigt ein deutliches relatives Politikversagen.

Der Europäische Rechnungshof hat sich in mehreren Sonder-
berichten mit der Wirksamkeit und Effi zienz der EU-Beihilfen 
im Rahmen der Strukturförderung zur Entwicklung des Agrar-
sektors und der Wirtschaft in ländlichen Räumen beschäftigt. 
Er kommt dabei zu dem Ergebnis, dass – trotz Prüfung und 
Bewilligung durch die EU-Verwaltung – die Mittel großenteils 
ohne stringente Interventionslogik, d.h. ohne valide Proble-
manalyse und Zieldefi nition sowie ohne konsequente Spezi-
fi zierung von Projektauswahlkriterien vergeben werden. Mit 
einem gezielteren Mitteleinsatz könnte ein besseres Kosten-
Nutzen-Verhältnis erreicht werden. Wissenschaftliche Ana-
lysen aus dem Agrarsektor ergeben hinsichtlich des Erfolgs 
der einzelbetrieblichen Investitionsförderung ein ernüchtern-
des Bild. So kommt z.B. Dantler4 in seiner auf österreichische 
Betriebe bezogenen Arbeit zu dem Ergebnis, dass sich die 
Betriebe mit und ohne Förderung hinsichtlich der Produktivi-
täts- und Effi zienzentwicklung nicht unterscheiden. Er erklärt 
dieses Ergebnis damit, dass die geförderten Investitionen 
häufi g vor allem zur Erfüllung rechtlicher Bedingungen und 

2 Vgl. z.B. F.-J. Bade, B. Alm: Evaluierung der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ (GRW) durch ein-
zelbetriebliche Erfolgskontrolle für den Förderzeitraum 1999-2008 
und Schaffung eines Systems für ein gleitendes Monitoring, Techni-
sche Universität Dortmund 2010.

3 M. Petrick, P. Zier: Common Agricultural Policy effects on dynamic la-
bour use in agriculture, in: Food Policy, 37. Jg. (2012), H. 6, S. 671-678, 
http://bit.ly/1nxS6rg (20.5.2014).

4 M. Dantler: Die Änderung der Effi zienz und der Produktivität der ös-
terreichischen landwirtschaftlichen Betriebe durch das Investitions-
förderungsprogramm, Universität für Bodenkultur, Wien 2011, http://
bit.ly/1rNUbGB (21.5.2014).

Die staatliche Förderung von Investitionen könnte aus ge-
samtwirtschaftlicher Sicht nur zu besseren gesamtwirt-
schaftlichen Ergebnissen führen, wenn diejenigen, die über 
die Förderanträge entscheiden, bessere Informationen über 
die Kreditwürdigkeit der Antragsteller hätten als die Marktteil-
nehmer. Wie sollten staatliche Stellen in der Lage sein, das 
mit Investitionen verbundene Risiko besser als private Ban-
ken zu bewerten? Das könnte man nur dann erwarten, wenn 
sie Anreize und Informationen hätten, um eine bessere Selek-
tion vorzunehmen. Da aber staatliche Organisationen bei der 
nicht ausreichenden Überprüfung der Kreditwürdigkeit in der 
Regel nicht die Folgen falscher Selektion zu tragen haben, 
sind solche Anreize wohl nicht zu erwarten. Wenn Banken mit 
der Selektion geförderter Investitionen beauftragt werden, ist 
ihre Haftung für falsche Entscheidungen geringer, als wenn 
sie in vollständiger Eigenverantwortung Kredite vergeben. 
Die Antragsteller für eine Kreditförderung werden bei der Ein-
schätzung der Wirtschaftlichkeit der Investition und des ver-
bundenen Risikos berücksichtigen, dass aufgrund der Förde-
rung die Kreditkosten geringer sind. Es werden somit falsche 
Anreize für Kreditnehmer und Kreditgeber gesetzt.

Das Problem der Kofi nanzierung

Das Ausmaß der verzerrten Anreize kann als besonders groß 
vermutet werden, wenn die Kreditvergabe kofi nanziert wird, 
d.h., wenn z.B. die Subvention anteilig von der EU, aus natio-
nalen und regionalen Budgets fi nanziert wird. Die EU zeichnet 
sich durch ein komplexes Mehrebenensystem aus. Dies wirkt 
sich auch auf die staatliche Förderpolitik aus. Jeder Euro In-
vestitionsförderung in sogenannten Regionen mit Entwick-
lungsrückstand kann z.B. im Rahmen des Kohäsionsfonds 
mit bis zu 85% der zuschussfähigen Gesamtkosten aus EU-
Mitteln fi nanziert werden. Dies gilt für die östlichen Beitritts-
länder wie auch für die meisten Regionen der südlichen EU-
Mitgliedstaaten. Bei den geringen Mitfi nanzierungssätzen der 
Staaten kann es aus nationaler Sicht ratsam sein, jeden Euro 
aus dem EU-Budget abzurufen, um eine möglichst günstige 
Nettobilanz gegenüber dem EU-Haushalt zu erreichen. Auf-
grund der verschiedenen und vielfach nicht deckungsfähigen 
Haushaltslinien dürfte es dabei zu gravierenden Verzerrungen 
im Kapitaleinsatz kommen. Verantwortlichkeit und effi zienter 
Mitteleinsatz bleiben so, insbesondere wenn auf nationaler 
Ebene noch föderale Finanzierungsstrukturen hinzukommen, 
häufi g auf der Strecke.

Empirische Erfolgskontrolle der Investitionsförderung

Die öffentliche Förderung von betrieblichen Investitionen, z.B. 
durch Zinsverbilligung, Zuschüsse oder staatliche Bürgschaf-
ten, ist insbesondere im Agrarsektor, aber auch zur Verbes-
serung der regionalen Wirtschaftsstruktur und zur Förderung 
ländlicher Räume weit verbreitet. Sofern die Unterstützung 
durch EU-Mittel mitfi nanziert wird, sind die Mitgliedstaaten 
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bei den Autoren zu der Schlussfolgerung, dass die Pläne oft-
mals „hingerechnet“ würden, was die Selektionsfähigkeit des 
Fördersystems stark einschränkt. Ein Beleg für diese These 
ist auch ein Ergebnis von Forstner et al.9, wonach der Anteil 
der Mitnahmeeffekte bei der Agrarinvestitionsförderung in 
Deutschland sehr hoch ist. Danach hätten 56% der Befragten 
die geförderte Investition auch ohne Förderung identisch, in 
mehreren Schritten oder sogar umfangreicher durchgeführt 
(vgl. Abbildung 1). Vergleichbare Zahlen aus dem Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft in Italien liefern Martini und Bondo-
nio10, die feststellten, dass bei einem Förderprogramm in der 
Industrie 36% der befragten Unternehmen ohne Förderung 
genauso und weitere 22% verzögert investiert hätten, und 
lediglich 12% die geförderte Investition nicht durchgeführt 
hätten. Bei einem Regionalprogramm zugunsten von KMU 
lag der Anteil der Mitnahmen allerdings niedriger. Hier hätte 
nahezu ein Viertel (22%) ohne Förderung die Investition nicht 
durchgeführt, aber immerhin noch 45% hätten die Investition 
identisch oder verzögert vollzogen. Allerdings sind derlei Be-
fragungen nicht unproblematisch, weil sie ex post durchge-
führt wurden und möglicherweise strategisches Verhalten im 
Hinblick auf weitere Förderungen enthalten.

In einer von der EU-Kommission in Auftrag gegebenen 
Synthese der Ex-post-Bewertung von Maßnahmen im 
Rahmen des Europäischen Landwirtschaftsfonds für die 
Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) zur Verbesse-
rung der Wettbewerbsfähigkeit in der Förderperiode 2000 
bis 2006 wird festgestellt, dass die relevanten Maßnahmen 
positive Einkommenseffekte auf der Ebene der Fördermit-
telempfänger zu haben scheinen. Jedoch dürften sektor-
weit durch Mitnahme-, Verdrängungs- und andere Effek-
te deutlich geringere positive Wirkungen gegeben sein.11 
Dies ergibt sich vor allem daraus, dass sich die Auswahl 
der Förderobjekte nur wenig an den tatsächlichen Proble-
men und Zielen orientiert. Erfolg versprächen ein gezielter 
Mitteleinsatz sowie die Kombination von Investitionshilfen 
mit Beratung, Ausbildung und guter Betriebs- bzw. Inves-
titionsplanung. Investitionshilfen im Agrarsektor hätten 
keine positiven Beschäftigungseffekte. Dagegen könnten 
Maßnahmen, die auf die Wirtschaft im ländlichen Raum 
insgesamt gerichtet seien, eine größere Wirkung auf Ein-
kommen und Beschäftigung haben. Die Effektivität und 
Effi zienz der einzelbetrieblichen Investitionsförderung wird 
häufi g gravierend durch Kosten für die Planung, Umset-
zung und Kontrolle der Maßnahme beeinträchtigt. Geziel-

9 B. Forstner et al.: Ex-Post-Bewertung des Agrarinvestitionsförde-
rungsprogramms (AFP) für den Förderzeitraum 2000 bis 2006: Län-
derübergreifender Bericht, 2009, http://bit.ly/1oGFptB (20.9.2011).

10 B. Bondonio, A. Martini: Counterfactual impact of cohesion policy: 
Impact and cost-effectiveness of investment subsidies in Italy, 2012, 
http://bit.ly/1o007VN (4.8.2014).

11 Institute for Rural Development Research IfLS, KANTOR Manage-
ment Consultants S.A.: Ex-post evaluation of Rural Development Pro-
grammes 2000-2006, Athen 2011, http://bit.ly/1prQEpK (15.8.2014).

weniger zur Steigerung der Produktivität und Effi zienz durch-
geführt würden. Ähnliche Ergebnisse resultieren aus Analysen 
von Kirchweger und Kantelhardt5 für Österreich sowie von 
Michalek6 für die Slowakei bzw. für Deutschland (Schleswig-
Holstein) anhand von Matching-Ansätzen. In beiden Studien 
konnten keine positiven Wirkungen der Investitionsförderung 
auf die Produktivität und Effi zienz der Betriebe nachgewiesen 
werden.

In einer früheren Analyse der Milchviehbetriebe in Schleswig-
Holstein kam Brümmer7 zu dem Ergebnis, dass sich die Effi -
zienz der geförderten Betriebe sogar ungünstiger als die der 
nicht geförderten entwickelt hat. Auch Striewe et al.8 stellten 
auf der Basis von Daten aus Investitionskonzepten und Jah-
resabschlüssen von Milchviehbetrieben in Schleswig-Holstein 
fest, dass die Gewinn- und Eigenkapitalentwicklung der ge-
förderten Betriebe ungünstiger war als die der Vergleichsbe-
triebe. Insbesondere die Diskrepanz zwischen den Planzahlen 
und der tatsächlichen Ausgangssituation der Betriebe führte 

5 S. Kirchweger, J. Kantelhardt: Improving Farm Competitiveness through 
Farm-Investment Support: a Propensity Score Matching Approach, 
131st EAAE Seminar, Prag 2012, http://bit.ly/1nxRIZH (20.5.2014).

6 J. Michalek: Assessment of the direct and indirect effects of individu-
al RD measures using Propensity Score – Double Difference methods 
in selected rural regions of Slovakia and Germany, Advanced-Eval 
Working Paper Series, Regional Report RR2-2, Kiel 2009.

7 B. Brümmer: Auswirkungen der einzelbetrieblichen Investitionsför-
derung auf die Effi zienz schleswig-holsteinischer Milchviehbetriebe, 
Diplomarbeit, CAU Kiel 1996.

8 L. Striewe, J. P. Loy, U. Koester: Analyse und Beurteilung der einzel-
betrieblichen Investitionsförderung in Schleswig-Holstein, in: Agrar-
wirtschaft, 45. Jg. (1996), H. 12, S. 423-434.

Abbildung 1
Befragung von investiv geförderten Unternehmen 
bezüglich ihres Investitionsverhaltens ohne Förderung
in %

Anmerkung: Einschätzung der Leiter (Ex-post-Betrachtung).

1 Deutschland: keine Investition oder Investition in einem anderen Be-
reich.  2 Deutschland: spätere Investition oder Investition in mehreren 
Schritten.

Quellen: B. Forstner et al.: Ex-Post-Bewertung des Agrarinvestitions-
förderungsprogramms (AFP) für den Förderzeitraum 2000 bis 2006: 
Länder übergreifender Bericht, 2009, http://bit.ly/1oGFptB (20.9.2011); B. 
Bondonio, A. Martini: Counterfactual impact of cohesion policy: Impact 
and cost-effectiveness of investment subsidies in Italy, 2012, http://bit.
ly/1o007VN (4.8.2014); eigene Darstellung.
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von einzelbetrieblich orientierten Investitionshilfen. In jedem 
Fall wird deutlich, dass die Umsetzung der Fördermaßnahmen 
sowohl inhaltlich (Stringenz der Interventionslogik) als auch 
institutionell (Implementation) hohe Anforderungen an Politik 
und Verwaltung stellt. Einzelne Studien belegen sogar, dass 
die Maßnahme ein Beispiel für absolutes Politikversagen ist. 
Alle bekannten Studien dokumentieren relatives Politikversa-
gen.

Alternativen zur Investitionsförderung

Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen: Zahl-
reiche Studien belegen, dass Regierungen durch Sicherung 
angemessener ökonomischer Rahmenbedingungen erheb-
lich zur wirtschaftlichen Entwicklung der Länder beitragen 
können. Hierzu gehören vor allem Institutionen, die die Unsi-
cherheit der Investoren und Kreditgeber verringern. Von be-
sonderer Bedeutung sind die Bekämpfung der Korruption und 
die Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
der Wirtschaft durch angemessene Regeln. Die Entwicklun-
gen in Griechenland, Spanien und Portugal zeigen, dass der 
Korruptionswahrnehmungsindex, der 2007 bereits ein hohes 
Maß anzeigte, in den folgenden Jahren sogar noch eine Er-
höhung ausweist. Der Global Competitiveness Report des 
World Economic Forums für 2013/14 stellt heraus, dass eine 
ineffi ziente staatliche Bürokratie zu den größten Problemen für 
die Wirtschaft in diesen Ländern gehört. Kann man unter die-
sen Bedingungen erwarten, dass staatliche Kreditprogramme 
für KMU effi zient implementiert werden? EU-Hilfen bei dem 
Aufbau einer korruptionsarmen Verwaltung wären vermutlich 
sinnvoller.

Gezielte Maßnahmen für eine verbesserte Funktionsfähigkeit 
der Kreditmärkte: Wenn die Funktion der Kreditmärkte ver-
bessert werden soll, dann sollten die Instrumente nicht direkt 
bei den Kreditnehmern ansetzen. Zu denken wäre hier z.B. 
an die Verbesserung der Informationen über die Entwicklung 
auf einzelnen Märkten, ein erweitertes Informationssystem 
für Kreditgeber wie es beispielsweise die Schufa darstellt, die 
staatliche Förderung der Kosten der Überprüfung der Kre-
ditwürdigkeit von KMU sowie die Förderung der Ausbildung 
von Kreditsachverständigen, die Kreditanträge überprüfen. 
Sinnvoll könnte bei einem großen Bedarf von kleinen Krediten 
auch die Unterstützung von Mikro-Finanzorganisationen sein.

te Maßnahmen können zwar eine relativ hohe Effektivität 
(Zielerreichungsgrad) aufweisen, aber aufgrund hoher Im-
plementationskosten wenig effi zient sein. Empirische Un-
tersuchungen sind aufwändig und daher selten. Fährmann 
und Grajewski12 untersuchten die Im ple men ta tions kosten 
für ELER-Maßnahmen, die auch ein zel be triebliche Investi-
tionsförderungsmaßnahmen ent hiel ten. Dabei wurden so-
wohl maßnahmenspezifi sche Kos ten als auch sogenannte 
Overheads oder Gemeinkosten einbezogen. Die Analyse 
zeigt, dass die Implementationskosten bei der Investiti-
onsförderung in der Landwirtschaft und im vor- und nach-
gelagerten Bereich zwischen 15% und 20% der Gesamt-
ausgaben betragen. Besonders hoch sind diese Kosten, 
wenn zahlreiche spezifi sche Regelungen mit einem hohen 
Prüfungs- und Kontrollaufwand vorliegen, nur eine geringe 
Fallzahl pro Bewilligungsstelle erreicht wird und/oder meh-
rere Verwaltungsstellen in die Förderung involviert sind.

Eingeschränkte Aussagekraft der Studien

Die angeführten Studien und deren Ergebnisse zeigen auch, 
dass einzelbetriebliche Untersuchungsansätze (z.B. „diffe-
rence-in-difference“ in Verbindung mit vorgeschaltetem Mat-
ching) allein ohne sektorale oder makroökonomische Ansätze 
keine gesicherten Aussagen zum Fördererfolg liefern können, 
da die Nettowirkungen (bezüglich Beschäftigung, Wertschöp-
fung, Einkommen) der Förderung auf diese Weise in der Regel 
nicht fassbar sind. Hinzu kommt das Problem, dass vielfach 
zahlreiche Fördermaßnahmen in einem Untersuchungszeit-
raum zeitgleich in Anspruch genommen werden und die für ei-
ne differenzierte Analyse notwendigen Daten fehlen, was eine 
Separierung der Förderwirkungen einzelner Maßnahmen un-
möglich macht. Die Nettowirkungen der betrieblichen Inves-
titionsförderung lassen sich besser durch einen mehrstufi gen 
und umfassenden Untersuchungsansatz auf der Grundlage 
von validen und differenzierten Daten erfassen. Dies ist in der 
Regel jedoch nicht möglich. Die Untersuchungsergebnisse 
und auch die Feststellungen des Europäischen Rechnungs-
hofs geben Anlass zu großer Skepsis bezüglich der Effi zienz 

12 B. Fährmann, R. Grajewski: How expensive is the implementation of 
rural development programmes? Empirical results on implementation 
costs and their consideration in the evaluation of rural development 
programmes, in: European Review of Agricultural Economics, 40. Jg. 
(2013), H. 4, S. 541-572, http://bit.ly/1t2YI40 (19.2.2013).
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